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VDV-Stellungnahme zur Reform der Fahrschulausbildung 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Branchenverband des Öffentlichen Personen- 
und Schienengüterverkehrs mit ca. 700 Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450 000 
Beschäftigten dankt Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem Entwurf.  

Wir sehen den vorgelegten Gesetzentwurf grundsätzlich positiv. Denn eine Vereinfachung und 
Entbürokratisierung der Fahrschulausbildung ist auch ein wichtiger Schritt, um die 
Ausbildungskosten für die Unternehmen, die Fahrer beschäftigen, zu senken und Personal zu 
gewinnen.  

Gleichwohl sehen wir in dieser Reform nur einen ersten Schritt. Eine Verzahnung von 
Führerscheinausbildung und Berufskraftfahrerqualifikation ist ein weiterer notwendiger Schritt auf 
dem Weg zur Entbürokratisierung.  

Ein weiterer Aspekt ist, eine Führerscheinausbildung in Englischer Sprache zu ermöglichen.  

Ergänzend haben wir zu dem vorgelegten Reformpaket noch folgende Anmerkungen: 

 
A. Gesetz zur Änderung des FahrlG und anderer straßenverkehrsrechtlicher Gesetze 

 
Artikel 3 Nr. 14: § 18 Abs. 2 Satz 2 FahrlG-Entwurf 

Im vorliegenden Gesetzentwurf ist keine Änderung des § 18 Abs. 2 Satz 2 FahrlG vorgesehen. Nach 
dieser Vorschrift muss die „für die verantwortliche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellte Person 
[…] nach den Umständen, insbesondere bei Berücksichtigung der beruflichen Verpflichtungen, die 
Gewähr dafür bieten, dass die Pflichten nach § 29 erfüllt werden.“ In der Vergangenheit führte dies 
dazu, dass einige Gerichte (vgl. Verwaltungsgericht Cottbus – Az. 1 K 420-12, Urteil vom 17.07.2013; 
VG Braunschweig - 6 A 269/15, Urteil vom 15.10.2015) entschieden haben, dass der verantwortliche 
Leiter Geschäftsführer oder Vorstand sein müsse. Gleichzeitig muss der verantwortliche Leiter jedoch 
die Voraussetzungen eines Fahrlehrers haben. Für die Vorstands- bzw. Geschäftsführungsfunktion 
sind Fahrlehrerkenntnisse jedoch nicht notwendig, so dass üblicherweise solche 
Doppelqualifikationen selten vorkommen.  

Ob diese Auslegung der vorgenannten Gerichte juristisch richtig ist oder nicht, mag hierbei 
ausdrücklich dahinstehen, zumal es nicht als ständige Rechtsprechung anzusehen ist. Gleichwohl gibt 
sie nach unserer Auffassung dafür Anlass eine klare Regelung zu finden, nach der der Leiter der 
Fahrschule in den ÖPNV-Unternehmen nicht Vorstand oder Geschäftsführer sein muss. Andernfalls 
besteht die Gefahr, dass ÖPNV-Unternehmen die Fahrschulen in eigene Gesellschaften ausgründen 
müssen. Dies bedeutet aber – neben erheblichem organisatorischem und finanziellem Aufwand – 
dass die Leiter der Fahrschulen nicht mehr ihrer Haupttätigkeit nachgehen können, sich auf eine gute 
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Fahrausbildung zu konzentrieren, sondern mit Leitungsaufgaben belastet werden. Dies wäre der 
Verkehrssicherheit nicht dienlich.  

Mit dem vorgelegten Fahrlehrergesetz-Entwurf (FahrlG-E) sehen wir diese rechtssichere Regelung 
noch nicht als gegeben an. Daher schlagen wir vor, § 18 Abs. 2 FahrlG-E nach Satz 1 um folgenden 
Satz 2 zu ergänzen: 

„Es besteht kein Erfordernis, dass der verantwortliche Leiter des Ausbildungsbetriebs der 
Geschäftsführung oder dem Vorstand der juristischen Person angehört, wenn ein gemäß § 42 
oder § 43 PBefG öffentlichen Personennahverkehr betreibendes Verkehrsunternehmen eine 
Fahrschule unterhält; in diesem Fall ist es ausreichend, wenn das Unternehmen über einen 
Betriebsleiter gemäß § 4 BOKraft verfügt und der verantwortliche Leiter des 
Ausbildungsbetriebs mit den nach dem FahrlG notwendigen Vollmachten ausgestattetet wird.“  

Als Folgeänderung würde der bisherige Satz 2 zu Satz 3. 

 
B. Verordnung zur Modernisierung der Fahrschulausbildung 

 
1. Artikel 1 § 3 Fahrschulausbildungs-Verordnung 

Wir begrüßen die Einführung der Flexibilisierung bei der Wahl des theoretischen Wissenserwerbs. 
Gleichwohl gilt zu bedenken, dass in den letzten Jahren eine Veränderung in der Ausbildungsfähigkeit 
der Fahrschüler stattgefunden hat. Hierbei wird zunehmend von Lern- und Konzentrationsschwäche, 
unabhängig von irgendwelchen sprachlichen Aspekten, berichtet. Ein Präsenzunterricht kann das 
besser ausgleichen. Ferner ist der Präsenzunterricht auch ein Aspekt, um der in § 11 formulierten 
Aufgabe des Fahrlehrers nachzukommen, die Prüfungsreife des Fahrschülers festzustellen.  

Aus vorgenannten Gründen sollte die Änderung des § 3 Fahrschulausbildungs-Verordnung in die 
Evaluierung nach Art. 9 der Verordnung zur Modernisierung der Fahrschulausbildung mit 
einbezogen werden.  

 
2. Artikel 1 § 4 Abs. 2 Fahrschulausbildungs-Verordnung  

Die Regelung in § 4 Abs. 2 Satz 1, wonach die gleichzeitige Erteilung der fahrpraktischen Ausbildung 
für mehrere Fahrschüler unzulässig ist, sollte im Verordnungstext dahingehend konkretisiert werden, 
dass gleichwohl mehrere Fahrschüler während der Ausbildung im Auto mitfahren können. 
Unzulässig soll nur die zeitgleiche Ausbildung sein. Denn wie in der Begründung richtig formuliert, 
soll die Mitnahme mehrerer Fahrschüler im Fahrzeug möglich bleiben.  

Entsprechend regen wir an, aus der Begrünung zu § 4 Abs. 2 Fahrschulausbildungs-Verordnung die 
nachfolgend rot markierten Satze in den Verordnungstext aufzunehmen und den Absatz 2 wie folgt zu 
formulieren: 

„Die gleichzeitige Erteilung der fahrpraktischen Ausbildung für mehrere Fahrschüler ist 
unzulässig. Die Erteilung einer fahrpraktischen Ausbildung durch mehrere in demselben 
Kraftfahrzeug sitzende Fahrlehrer für jeweils einen Fahrschüler ist unzulässig. Dabei ist die 
Mitnahme mehrerer Fahrschüler im Fahrzeug möglich. Die Fahrt wird jedoch nur dem 
Fahrschüler angerechnet, der auch tatsächlich fährt. Jedoch ist nicht ausgeschlossen, dass 
weitere Fahrschüler während einer fahrpraktischen Ausbildung im Fahrzeug anwesend sind.“ 

 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


